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Wir hatten lange Zeit gehofft,
ein „Antidiskriminierungsgesetz“
gibt es nicht mehr. Doch das war
vergeblich: Denn das Gesetz gibt
es, jedoch in einer geschönten
Form als „Allgemeines Gleichbe-
handlungsgesetz“ (AGG). Am 18.
August 2006 trat das AGG in
Kraft, dass nach jahrelanger Dis-
kussion über die EG-Antidiskri-
minierungsrichtlinie 2000/43/EG
in deutsches Recht umgesetzt
wurde und uns alle zur Verände-
rung unseres künftigen Verhal-
tens zwingt, auch wenn wir bis-
her nie im Leben andere Men-
schen diskriminiert hatten. 

Haus&Grund M-V-Ehrenpräsi-
dent Mantik: „Wir Vermieter
brauchen das Antidiskriminie-
rungsgesetz vergleichsweise so
zwingend, wie man eben eine
dahinschwebende Seifenblase be-
nötigt.“ Doch nun hilft uns alles
Wehklagen auch nicht mehr, die-
ses zweifelhafte Gesetz ist Reali-
tät und muss von uns (wenn
auch aus kaum nachvollziehba-
ren Gründen) künftig bei der
Vermietung und Verpachtung
beachtet werden. Das Ziel des
AGG war es, Diskriminierungen
in der Gesellschaft – so z. B. auch
bei der Vermietung von Wohn-
oder Gewerberaum aus Gründen
der Rasse, wegen der ethnischen
Herkunft, des Geschlechts, der
Religion oder Weltanschauung,
einer Behinderung, des Alters
oder der sexuellen Identität zu
verhindern. Und hier fängt das
Problem bei der Ausschreibung
einer Vermietung bereits an:
Praktisch kann künftig jeder Ab-
gewiesene behaupten „er sei als
Bewerber diskriminiert“ worden.

Besonders trifft es uns immer
dann, wenn sich nach einer Inse-
ration zur Wohnungsvermietung
in einer Tageszeitung mehrere
Bewerber um die Wohnung be-
mühen. Dann kann es nachfol-
gend zu Problemen kommen,
falls Sie dies öffentlich oder pri-
vat nicht korrekt durchführten.
Unerwartet erhalten Sie dann
Post z. B. von abgelehnten Be-
werber/Innen mit einer Scha-
densersatzforderung nach § 21
Abs. 2 AGG und der Begrün-
dung, Sie hätten angeblich die-
se/n Bewerber/In diskriminiert
und ihm/ihr nur deshalb nicht
die Wohnung gegeben, weil die-
se/r z.B. männlich, schwul oder
lesbisch wirkend, von gelber
Hautfarbe, Turbanträger/In oder
ggf. körperlich behindert wäre.
Sie würden zwar bestürzt über
diese Frechheit der Behauptung
sein, da Sie all diese Betrach-
tungsweisen nie erwägt hatten,
sondern dieser Mietbewerber nur
deshalb nicht in Frage kam, weil
Sie nach einem Solvenzcheck
Zweifel an seiner künftigen Zah-
lungsfähigkeit hatten. Nun
kommt es für Sie darauf an, im
Falle einer Klage nachweisbar das

Gegenteil behaupten zu können.
Das ist das zurzeit gültige deut-
sche Rechtssystem im Jahr 2007!
Alles klar?

Selbst wenn obige Aufzählung
etwas extrem war, nach § 22
AGG reicht es völlig aus, wenn
der vermeintlich Diskriminierte
nachweist, dass eine Benachteili-
gung wegen eines in § 1 genann-
ten Grundes vermutet wurde. Al-
so unterlassen Sie künftig jede
Form von unbedachten oder ab-
fälligen Bemerkungen gegenüber
Jedermann, die auf eine mögli-
che Diskriminierung hindeuten
könnten.

Folgende Benachteiligungen
nach Maßgabe des AGG § 2 wä-
ren u. a. unzulässig in Bezug auf:
1. die Bedingungen, einschließ-
lich Auswahlkriterien und Ein-
stellungsbedingungen, für den
Zugang zu unselbstständiger und
selbstständiger Erwerbstätigkeit,
2. die Beschäftigungs- und Ar-
beitsbedingungen einschließlich
Arbeitsentgelt und Entlassungs-
bedingungen,
3. der Zugang zu allen Formen
und allen Ebenen der Berufsbera-
tung, der Berufsbildung ein-
schließlich der Berufsausbildung,
der beruflichen Weiterbildung
und der Umschulung sowie der
praktischen Berufserfahrung,
4. die Mitgliedschaft und Mit-
wirkung in einer Beschäftigten-
oder Arbeitgebervereinigung
oder einer Vereinigung, deren
Mitglieder einer bestimmten Be-
rufsgruppe angehören, ein-
schließlich der Inanspruchnah-
me der Leistungen solcher Verei-
nigungen,
5. der Sozialschutz, einschließ-
lich der sozialen Sicherheit und
Gesundheitsdienste,
6. die sozialen Vergünstigungen,
7. die Bildung,
8. den Zugang zu und die Ver-
sorgung mit Gütern und Dienst-
leistungen, die der Öffentlichkeit
zur Verfügung stehen, ein-
schließlich von Wohnraum etc.

Es könnten demnach folgende
unterschiedliche Formen von Be-
nachteiligungen auftreten:
• Unmittelbare Benachtei-
ligung
Diese liegt bereits vor, wenn eine
Person ihrer Ansicht nach wegen
eines „Diskriminierungsgrundes“
eine weniger günstige Behand-
lung erfährt, als eine andere Per-
son in einer vergleichbaren Si-
tuation erfährt, erfahren hat oder
erfahren würde. 
• Mittelbare Benachteiligung
Sie liegt vor, wenn dem Anschein
nach neutrale Vorschriften, Kri-
terien oder Verfahren Personen
wegen eines anfangs genannten
Grundes gegenüber anderen Per-
sonen in besonderer Weise be-
nachteiligen können, es sei
denn, die betreffenden Vorschrif-
ten, Kriterien oder Verfahren
sind durch ein rechtmäßiges Ziel

sachlich gerechtfertigt und die
Mittel sind zur Erreichung dieses
Ziels angemessen und erforder-
lich.

Sie sollten Ihrerseits also künf-
tig nachweisen können, dass Ihre
Ablehnung des Bewerbers als zu-
künftiger Mieter durch Sie nicht
auf diskriminierenden Überle-
gungen beruhen. Können Sie das
nicht, werden Sie zwar wohl
nicht zu einer Vermietung an
diesen Kandidaten verpflichtet,
aber wahrscheinlich für den
Schadensersatz aufzukommen
haben, was finanziell ein absolut
unkalkulierbares Risiko beinhal-
ten könnte.

Somit trifft das AGG seit die-
sem Jahr jeden Vermieter, beson-
ders diejenigen mit größeren
Wohn- oder Gewerberaumange-

boten, weniger als die Kleinver-
mieter. Kaum davon betroffen
sind nach § 19 Abs. 5 Satz 2 AGG
all diejenigen Vermieter, die
selbst oder deren Angehörige
(möglichst nahe Verwandte)
Wohnraum auf dem gleichen
Grundstück nutzen, auf welchem
die zu vermietende Wohnung
liegt. Derartig unkomplizierte
Näheverhältnisse liegen immer
dann vor, wenn Sie oder nahe Fa-
milienangehörige im gleichen
Haus wohnen, in dem eine wei-
tere Wohnung (z. B. Einlieger-
wohnung) vermietet wird. Ge-
meint ist hier das übliche Zwei-
oder Mehrfamilienhaus, in dem
der Vermieter meist selbst
wohnt. In einem solchen Fall
brauchen Sie sich um das AGG
überhaupt nicht zu kümmern. 

Mehr vom AGG betroffene
Vermieter sind nach § 19 Abs. 5
Satz 3 AGG diejenigen, die in der
Regel zusammen unter 50 Woh-
nungen vermieten. Hier liegt de-
finitionsgemäß noch kein Mas-
sengeschäft vor, auf das das AGG
künftig in erster Linie anwendbar
sein soll. Auch wenn die Woh-
nungszahl darunterliegt, sollten
Sie sich mit dem Problem AGG
befassen, insbesondere im Hin-
blick auf die Falle „Diskriminie-
rungsmerkmale“ in Zukunft
nach außen behutsam agieren. 

Die volle Wucht des AGG trifft
die Großvermieter (meist mehr
als 50 Wohnungen). Für diese
gibt es zwar nach § 20 AGG eini-
ge Erleichterungen, grundsätz-

Problemfall „Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz“ (AGG)
lich müssen sie aber den kom-
pletten Katalog der Diskriminie-
rungsmerkmale des § 1 AGG be-
achten. Das schafft neben erheb-
lichen Risiken einen deutlichen
Mehraufwand an Verwaltungsar-
beit und Nachweisdruck. Somit
sollten insbesondere Anzeigen
oder Inserationen bei Vermie-
tungsangeboten möglichst neu-
tral formuliert werden.

Vermeiden Sie künftig Texte
wie: „Wohnung nur an älteres
Ehepaar/ohne Kinder/Haustiere
zu vermieten“ oder krasse For-
men wie: „Wohnung nur an
deutsche Bürger“. Diese versto-
ßen gegen die Regeln der AGG
und europaweit gegen die „Poli-
tical Correctness“. Wie Sie sich
persönlich für Mietbewerber ent-
scheiden, liegt an Ihnen selbst.
Beachten Sie auch, dass Sie im
Beisein von Mietinteressenten
keine abfälligen Äußerungen von
sich geben wie z.B.: „Wir sind
doch kein Asylantenheim“ etc.
Das könnte deftig gegen Sie aus-
gelegt werden!

Wichtig ist, dass auch ein abge-
lehnter Mietinteressent jeweils
Indizien für eine mögliche Dis-
kriminierung nachweisen muss.
Dokumentieren Sie deshalb
künftig Ihre Auswahlentschei-
dung. Einen Vermieter trifft stets
die volle Beweislast, dass er eben
nicht diskriminierend war, also
dass man den Bewerber nicht aus
diskriminierenden Erwägungen
heraus abgelehnt hatte. Nutzen
Sie ggf. Gesprächsnotizen usw.

über Mietinteressenten und do-
kumentieren Sie Ihren Entschei-
dungsprozess bei der Wohnungs-
vergabe.

Das mit der Einführung des
AGG gewollte Ziel wird in der
Praxis kaum zum Tragen kom-
men. Was für die Bewohner
Deutschlands bislang durch das
Grundgesetz harmonisch abgesi-
chert war und in der Gesellschaft
überwiegend umgesetzt wurde,
wird nun durch gesetzgebende
Überbürokratie mehr als aufge-
weicht. Denn welcher Arbeitge-
ber, Vermieter oder Eigentümer
wird künftig dazu neigen, sich
stärker für die wahrhaft Diskrimi-
nierten einzusetzen. Mehr Ver-
waltungsaufwand für Vermieter
und übersteigerte Vorsicht beim
Neuvermieten wird wohl kaum
denjenigen helfen, die in der
Vergangenheit wirklich diskrimi-
niert wurden. 

Das Gesetz wurde in Deutsch-
land zwar unter Druck der EU
eingeführt, ist in seiner jetzigen
Form jedoch nach Ansicht von
Ehrenpräsident Mantik für
Deutschland völlig überflüssig.

Wie Sie am Beispiel des AGG
erkennen, bleibt der Weg in ein
großes Europa wahrhaft steinig.
Welche Neuerungen unsere Ei-
gentumsrechte demnächst noch
mehr einschränken werden,
steht wohl als Wasserzeichen in
den Flaggensternen der Fahne
Europas.

leichtert werden und ab 2007 die
Erbschaft- und Schenkungsteuer
für Betriebe vollständig entfallen,
wenn ein Betrieb zehn Jahre er-
folgreich fortgeführt wird. Ent-
scheidendes Kriterium für die
Stundung beziehungsweise den
Erlass der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer ist, dass ein Betrieb
mit seinem Personal in einem
vergleichbaren Umfang über
zehn Jahre fortgeführt wird. 

Weitere Vorgaben aus einem
Karlsruher Urteil sollen dann im
fortlaufenden Gesetzgebungsver-
fahren eingearbeitet und die Erb-

schaftsteuerreform 2007 endgül-
tig verabschiedet werden. 

Haus&Grund M-V befürchtet,
dass die Karlsruher Richter die
Ansicht des Bundesfinanzhofs
weitgehend teilen und eine hö-
here Versteuerung beim Vererben
von Immobilien und anderem
Vermögen einfordern werden.
Das könnte im Falle von Erb-
schaften vernichtende Folgen ha-
ben, vor allem für die Erben
mittlerer bis großer Familienbe-
triebe, größerem Immobilienver-
mögen sowie dem land- und
fortswirtschaftlichen Vermögen.

Die derzeitige Ausgestaltung
der Erbschaft- und Schenkung-
steuer ist verfassungswidrig.
Das entschied das Bundesver-
fassungsgericht in einem Be-
schluss vom 31. Januar 2007. 

Danach sind die geltenden Re-
gelungen für die Erbschaft- und
Schenkungsteuer aber bis Ende
2008 weiter anwendbar. Bis da-
hin muss der Gesetzgeber eine
Neuregelung erlassen. Die Karls-
ruher Richter haben damit die
grundsätzliche Frage geklärt, ob
Erben von Immobilien oder Be-
trieben weiterhin weniger Steu-
ern bezahlen müssen als Erben
von Aktien oder Barvermögen.
Die Entscheidung betrifft nach
Einschätzung von Haus&Grund
Mecklenburg-Vorpommern Mil-
lionen von betroffenen Eigentü-
mern in ganz Deutschland, ob-
gleich „kleine Vermögen“ und
das „kleine Häuschen von der
Oma“ von diesem Sachverhalt
kaum betroffen sein wird. In den
nächsten 15 Jahren wird fast je-
der dritte Betrieb und eine große
Anzahl von Immobilien auf ei-
nen Nachfolger übergehen. 

Der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts liegt der Fall
einer älteren Dame aus Baden-
Württemberg zu Grunde, die sich
in eine Seniorenwohnanlage ein-
kaufte. Die Käuferin starb, bevor
sie als Eigentümerin ins Grund-
buch eingetragen werden konn-
te. Für ihre Nichte als Erbin stell-
te sich die Frage, welchen Wert
das Erbe hatte. War der Kaufpreis
der Wohnung maßgeblich, der
sogenannte Verkehrswert, oder
der immer deutlich darunter lie-
gende sogenannte Bedarfswert
der Immobilie. Der Fikus wollte
damals Erbschaftssteuer auf den
Verkehrswert erheben. 

Der Rechtsstreit zog sich bis
vor den Bundesfinanzhof in
München. Die obersten Finanz-
richter halten die geltenden Re-
gelungen für verfassungswidrig,
weil die Erben von Immobilien,
Betriebsvermögen und Anteilen

Bundesverfassungsgericht: Das bisherige
Erbschaftsteuergesetz ist verfassungswidrig

Freibeträge im Falle einer
Erbschaft

Ehegatten 307.000 Euro

Kinder, Stiefkinder 205.000 Euro

Enkel 51.200 Euro

Eltern 51.200 Euro

Großeltern 51.200 Euro

Geschwister 10.300 Euro

Nichten, Neffen 10.300 Euro

geschiedene Ehegatten 10.300 Euro

Schwiegerkinder/-eltern 10.300 Euro

Stiefeltern 10.300 Euro

Übrige 5.200 Euro

Überblick über die Höhe der Erbschaftssteuersätze

Höhe der steuerpflichtigen Erbschaft Stufe I Stufe II Übrige

bis . 52.000 Euro 7% 12% 17%

bis .256.000 Euro 11% 17% 23%

bis .512.000 Euro 15% 22% 29%

bis 5.113.000 Euro 19% 27% 35%

Stufe 1 = Ehegatten, Kinder, Stiefkinder, Enkel, Eltern, Großeltern
Stufe 2 = Geschwister sowie deren Kinder, Schwiegereltern, geschiedene Ehepartner

Liebe Leser, vom 6. bis 8. Juni
2007 findet in Heiligendamm
der Gipfel der acht mächtigsten
Industriestaaten (G8) statt. Ver-
schanzt hinter einer Mauer und
dem größten Polizeiaufgebot, das
Mecklenburg-Vorpommern je er-
lebte, werden als Gastgeberin die
Bundeskanzlerin Angela Merkel,
US-Präsident George Bush sowie
die Regierungschefs von Großbri-
tannien, Frankreich, Italien, Ka-
nada, Japan und Russland in
Mecklenburg-Vorpommern inter-
ne Strategiegespräche führen, die
das weitere Schicksal der Welt
maßgeblich mitbestimmen. 

Die Teilnehmer treffen sich
jährlich reihum zu einem soge-
nannten „Gipfel“ und weilen in
diesem Jahr in unserem Bundes-

land. Darüber hinaus gibt es zwi-
schen den Mitgliedern ständige
Konsultationen auf Ministerebe-
ne zu verschiedenen Themen.
Von den Treffen werden allge-
mein kaum Verhandlungsdoku-
mente zu Inhalten veröffentlicht,
da dort intern globale Probleme
zwischen den Teilnehmer-Län-
dern abgestimmt werden. Daher
sind die G8-Gipfel in den letzten
Jahren immer zu einem Ort des
Protestes und des Widerstandes
geworden. Wir können nur hof-
fen, dass dieses Treffen 2007 in
einer friedlichen Atmosphäre ab-
läuft, um externen Schaden von
Mecklenburg-Vorpommern und
seinen Menschen abzuwenden.
Denn von uns Bürgern wird oh-
nehin kaum jemand mitbekom-

men, was dort real abläuft, außer
der Steuergroschen, die wir dafür
wieder einmal hinblättern müs-
sen. Eine Nummer kleiner hätte
es wohl auch getan – oder?

Gleichzeitig schlägt Mecklen-
burg-Vorpommerns Landesregie-
rung zwei Fliegen mit einer Klap-
pe: Das G8-Treffen findet statt
und das altehrwürdige Kaiserbad
Heiligendamm hat in Zukunft ei-
nen stabilen Zaun, der die bo-
denständigen Einwohner des Or-
tes und unserer gesamten Region
für alle Zeit vom eigenen Strand
und dem Luxushotel aussperrt.
Und unsere gewählten „Volks-
vertreter“ klatschen artig aber be-
geistert Beifall – supertoll, nicht
wahr?

E. Mantik

H & G-Kommentar zum G8-Gipfel 2007

an Kapitalgesellschaften gegen-
über den Erben von Geldvermö-
gen und Wertpapieren bevorzugt
werden. Aus Sicht der Richter
war der Grundsatz der Gleichbe-
handlung verletzt.

Damit sollte nach Angaben des
Bundeswirtschaftsministeriums
die Unternehmensnachfolge er-
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IMPRESSUM
Liebe H&G-Mitglieder, 
möchten Sie sich aktiv an
der Verbesserung unserer
Zeitung H&G M-V beteili-
gen? 
Wer sich von unseren Mit-
gliedern aktiv als „Zei-
tungsschreiber“ betätigen
möchte, sollte sich über-
winden. Wir brauchen wei-
terhin Texte und Bilder aus
Ihrer Stadt bzw. Region.
Rufen Sie bitte die H&G-
Geschäftsstelle in Schwerin
an, wenn Sie an einer
Mitgestaltung interessiert
sind.
Ihre Redaktion
H&G M-V

Schimmelpilze in Gebäuden
entstehen meist dort, wo es
feucht ist. Im Wohnraum tritt er
vor allem in Badezimmern oder
in Zimmerecken auf, die an Au-
ßenwänden angrenzen. Schuld
sind häufig Kälte- bzw. Wärme-
brücken aber auch falsches Lüf-
ten, was die Kondensatbildung
fördert.

In normaler Konzentration
sind Schimmelpilze ein Teil un-
serer Umwelt und stellen keine
Gefahr für den Menschen dar.
Problematisch werden diese Mi-
kroorganismen erst, wenn sie in
Innenräumen günstige Lebensbe-
dingungen vorfinden und sich
vermehren. Mit bloßem Auge
sind sie zunächst als Stockflecken
erkennbar. Gleichzeitig verbrei-
ten sie sich jedoch über Sporen
unsichtbar im ganzen Raum. Da-
bei geben sie Stoffwechselpro-
dukte ab, die für den typisch
dumpf-muffigen Geruch verant-
wortlich sind. Viele Arten bilden
zudem Schimmelpilzgifte, die als
gesundheitlich bedenklich ange-
sehen werden. In den letzten 20
Jahren haben sich Erkrankungen
infolge von Schimmelpilzen et-
wa verzehnfacht. Vor allem Aller-

giker sind davon betroffen: Sie
leiden unter Schleimhautreizun-
gen, Asthmaanfällen und Kopf-
schmerzen. Außerdem schwä-
chen die Sporen das Immunsys-
tem.

Beseitigen lassen sich die un-
liebsamen Mitbewohner, indem
man die Quelle der Feuchtigkeit
trockenlegt und ihnen damit die
Lebensgrundlage entzieht. Ha-
ben sich Schimmelpilze aber erst
einmal festgesetzt, muss das ge-
samte belastete Material entfernt
bzw. fachgerecht saniert werden.
Besonders gefährdet sind Feucht-
räume wie Bad und Waschküche,
schlecht belüftete Einbauschrän-
ke sowie nicht isolierte Roll-
ladenkästen sowie an Außenwän-
de grenzende Zimmerecken. Ge-
rade jetzt im Winter kondensiert
bei unzureichender Lüftung
feuchte, warme Raumluft an käl-
teren Wänden und bietet so ein
ideales Milieu für die Ausbildung
von Schimmelpilzen. Nährstoffe
finden sich nahezu in jeder
Wohnung in Form von organi-
schen Tapetenbestandteilen,
Kleister, Holzwerkstoffe, Gipskar-
tonplatten und Teppichböden. 

Bauschäden vermei-
den und beseitigen

SCHIMMELPILZE

In den letzten Jahrzehnten haben sich Erkrankungen infolge von
Schimmelpilzgiften stark ausgebreitet.

begründet, dass Mieter nicht
selbst Kunde des Gas- oder
Stromversorgers sind und somit
nicht gegen die erhöhte Rech-
nung direkt Einwand erheben
können. 

Sollten Sie daher feststellen,
dass die Nebenkosten in dieser
Weise ansteigen, müssen Sie –
um von vornherein Schaden von
sich abzuwenden – mit den Ener-
gieversorgern in Kontakt treten
und dort möglichst schriftlich
(Nachweispflicht) nachfragen,
warum die Kosten sich erhöhten
und ob es günstigere Tarife gibt.
Gegen unberechtigte Preiserhö-
hungen müssen Sie sich dann
wehren oder ggf. einen günstige-
ren Anbieter auswählen. Tun Sie
dies nicht, so zahlen Sie letztend-
lich die Erhöhung aus der eige-
nen Tasche, weil der Vermieter
nach dem Urteil des Kammerge-
richtes lediglich die Nebenkosten
in Höhe der Vorjahresabrech-

nung und der entsprechenden
dortigen Beträge auf die Mieter
umlegen kann. Bitte beachten
Sie, dass es sogar die Möglichkeit
gibt, Musterbriefe an die Energie-
versorger beim Justizministerium
(www.bmj.de) im Internet anzu-
fordern. 

Für Vermieter besonders pro-
blematisch: Wenn Sie als Vermie-
ter nach Ablauf der Frist nicht
oder nur unzureichend dem Mie-
ter antworten, kann der Mieter
die entsprechende Position der
Abrechnung auf den Vorjahres-
betrag ggf. kürzen und die mo-
natlichen Abschlagszahlungen so
reduzieren, dass eventuell in der
Vergangenheit zuviel gezahlte
Beträge einbehalten werden. Da-
mit Ihnen als Vermieter nicht ex-
tremer Schaden entsteht, sollten
Sie diese Punkte künftig beach-
ten.

Nach einer Preiserhöhung der
Nebenkosten sollten Sie als Ver-
mieter von Wohnraum unbe-
dingt handeln. Bei Nichtbeach-
tung können einem Vermieter
erhebliche Schäden entstehen.

Nach diesem Urteil des Kam-
mergerichtes Berlin (Az.: 12 U
216/04) ist ein Vermieter ver-
pflichtet, bei Kostensteigerungen
von Nebenkosten von über 10
Prozent je Position nachvollzieh-
bare Gründe für die Erhöhung
anzugeben sowie die Unvermeid-
barkeit der Erhöhung im Einzel-
nen darzulegen. 

Das hat für Vermieter beson-
ders in den letzten Jahren nach
den enormen Energiepreis- und
Dienstleistungspreissteigerungen
an Bedeutung zugenommen.
Denn bei Preissteigerungen über
50 Prozent wäre der Vermieter
sogar regelmäßig verpflichtet,
dem Mieter darzulegen, welche

Preisverhandlungen er mit dem
jeweiligen Unternehmen geführt
und welche Anstrengungen er
unternommen hat, um einen
günstigeren Anbieter zu finden.
Kommt der Vermieter dieser Ver-
pflichtung nicht nach, verstößt
er bei der Betriebskostenabrech-
nung gegen die „Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit“ und darf ei-
gentlich die Nebenkosten nur in
Höhe der im Vorjahr angefalle-
nen Beträge auf die Mieter umle-
gen. Im Übrigen haben ähnliche
Pflichten auch die Hausverwal-
tungen im Verhältnis zu Eigentü-
mergemeinschaften, soweit sie
den Energiebedarf zentral ein-
kaufen. Das liegt rechtlich darin

Kostensteigerungen nach Preiserhöhungen
von Nebenkosten stets begründen

MIETNEBENKOSTEN

Schon zum Jahresbeginn 2007
war es ungewöhlich stürmisch.
Mit Geschwindigkeiten bis über
200 km/h tobten die Orkane
„Kyrill“ und „Franz“ über uns
hinweg. Die Zunahme von Wet-
terextremen sorgen in den letz-
ten Jahren auch in Mecklenburg-
Vorpommern zunehmend für
große Schäden in, an und um
Gebäudebereiche. Die Redaktion
sprach mit Holger Jacobi von der
Allianz-Versicherung (Telefon:
03 85/56 46 35; E-Mail: holger.
jakobi@allianz.de) darüber, wie
man sich richtig gegen derartige
Einwirkungen versichern sollte.

Wohngebäudeversiche-
rung als Grundlage

Eine Gebäudeversicherung haf-
tet in der Regel für Außenschä-
den: an der Fassade, an Fenster
und an Türen sowie dem Dach
und an Rollläden, Markisen und
Überdachungen. Kriterium ist
die feste Verbundenheit mit dem
Gebäude. Beispiel: Das Fenster
wird zerstört, Regen dringt ein,
der Parkettboden wird ruiniert.
Versichert sind neben dem
Wohnhaus auch Nebengebäude,
Garagen und Carports. Ebenso
Zäune, Garten- oder Gerätehäus-
chen bis 15 m2 Grundfläche.
Gartenmauern, Pergolas und Pa-
villons etc. könnten dagegen nur
mit Aufpreis zusätzlich versichert
werden.

Sie sollten sich mit einer Ge-
bäudeversicherung gegen finan-
zielle Risiken absichern, die Ihrer
Immobilie durch Unwetter bzw.
Naturgewalten drohen. Auslöser
für hohe Schäden sind in der Re-
gel Feuer, Wasser oder Sturm. Da-
bei birgt Feuer meist die größte
Gefahr für einen Totalverlust des
Hauses. Aber auch Sturm, Blitz,

Hagel und Leitungswasser kön-
nen regional bedingt enorme
Schäden verursachen. Vorteil ei-
ner Wohngebäudeversicherung
ist, dass man jedes Risiko ein-
zeln, je nach Bedarf in beliebiger
Kombination oder als Komplett-
paket versichern kann. So
braucht man sich in nicht so
sturmgefährdeten Regionen
nicht unbedingt vor Sturm
schützen, braucht jedoch, weil
das Haus ggf. noch ein uraltes
Rohrsystem hat, Versicherungs-
schutz gegen auslaufendes Lei-

tungswasser. Dennoch werden
mit der Zunahme von klimabe-
dingten Veränderungen künftig
die Einschätzungen der mögli-
chen Belastungen rund um das
Haus wesentlich schwieriger.

Gefahren bestehen beson-
ders durch folgende Ele-
mente:

• Feuer
Mit einer Feuerversicherung sind
im Allgemeinen Brände – auch
durch Brandstiftung oder Kurz-

Das Haus richtig gegen Unwetterschäden
absichern: Der Versicherungsexperte rät

HAUSVERSICHERUNG

schluss, Blitzschlag und Explosi-
on abgesichert. Genauso wie
nachfolgende Schäden durch
Löschwasser, Ruß oder Rauch. Sie
ist für alle Haus- und Wohnungs-
eigentümer sinnvoll. 
• Sturm
Eine Sturmversicherung emp-
fiehlt sich in speziellen, sturmge-
fährdeten Regionen. Schäden
werden in der Regel erst ab
Windstärke 8 erstattet. Versichert
sind außerdem Folgeschäden
durch eindringenden Regen,
Schnee oder Hagel, wenn z. B.
Sturm ein Dach abdeckte und In-
ventar beschädigte. 
• Wasser
Leitungswasserversicherungen
springen bei Schäden am Haus-
rohrsystem ein, nach Wasser-
rohrbruch oder bei Frostschäden
an Wasser- bzw. Heizungsanla-
gen. Versichert sind gleichwohl
Gebäudeschäden durch austre-
tendes Leitungswasser, etwa aus
Spül- und Waschmaschinen. Be-
sonders ist zu beachten, dass ge-
gen Hochwasser eine Gebäude-
versicherung nicht schützt. Die-
ses muß extra abgesichert wer-
den.

Neuwert statt Zeitwert?

Eine Gebäudeversicherung ent-
schädigt zum Neuwert und nicht
wie bei der Privathaftpflicht nur
zum Zeitwert. Bei der Hausratver-
sicherung ist eine Erstattung zum
Neuwert nur bis zur vereinbarten
Versicherungssumme möglich.
Der Grundtarif einer Gebäude-
versicherung beinhaltet bei den
meisten Versicherern für Ein-
und Zweifamilienhäuser einen
ähnlichen Leistungskatalog. Die
Angebote unterscheiden sich nur
hinsichtlich der Extras und des
Preises. Für größere Wohnhäuser
und gewerblich genutzte Objekte
gibt es zudem spezielle – meist
günstigere Angebote. 

Genaue Beratung ist
wichtig

Lassen Sie sich bei der Berech-
nung im Zweifel von einem se-
riösen Versicherungsvertreter
helfen. Ist der Wert der Immobi-
lie höher als die Versicherungs-
summe, riskieren Sie eine Unter-
versicherung. Im Schadensfall
muss dann nicht alles ersetzt
werden. 

Bauliche Veränderungen müs-
sen Sie übrigens der Versicherung
mitteilen. Dachausbau, Anbau-
ten oder andere Aufwertungen,
auch im Innenausbau können
den Wert Ihrer Immobilie ändern
und damit ein Anpassen der Ver-
sicherungssumme notwendig
machen. 

Versorgungsleitungen der
Stadtwerke für Gas, Wasser, Ab-
wasser und Energie, liegen in ei-
nem unterirdischen Verbund-
netz, um jede Liegenschaft mit
dem entsprechenden Medium
beliefern zu können. Wie verhält
es sich mit derartigen Leitungen
auf dem eigenem Grundstück?

In letzter Zeit erhielten viele
Grundbesitzer eine formelle Mit-
teilung von den Grundbuchäm-
tern der Amtsgerichte, über die
Eintragung sogenannter „be-
schränkter persönlicher Dienst-
barkeiten“. 

Es wurde vom Gericht klarge-
stellt, dass die Dienstbarkeit für
Leitungs- und Anlagenrechte in
das jeweilige Grundbuch einge-
tragen worden ist, wenn denn
diese städtische Versorgungslei-
tung auf dem privaten Grund
und Boden verlaufen. Der betrof-
fene Eigentümer kann keine Ent-
fernung oder Umlegung der Lei-
tungen ohne triftigen Grund ver-
langen. 

Jedoch kann der Grundstücks-
eigentümer eine Entschädigungs-

zahlung einfordern sowie er
Kenntnis über die Grundbuch-
eintragung bzw. das Amtsge-
richtsschreiben hat. Von Fall zu
Fall unterschiedlich, ist die Höhe
der Entschädigungszahlungen
anzusehen. Sie richtet sich nach
dem Wert des Grundstückes und
der Einschränkung des Nutzwer-
tes des Grundstückes durch den
Leitungsverlauf bzw. durch die
Eintragung der Leistungsrechte
im Grundbuch desselben. 

Plausibel ist jedem, dass lei-
tungsfreie Grundstücke jedweder
zukünftigen freien Verwendung
und Nutzung, dem mit Leis-
tungsrechten der öffentlichen
Hand beanspruchten, wertmäßig
überlegen sind. Diese finanzielle
Differenz gilt es zu bewerten und
zum Ansatz für die Entschädi-
gungszahlung zu bringen. 

Somit ist es schon wichtig, auf
derartige Mitteilungen zu reagie-
ren und sich ggf. beim Haus&
Grund e.V. Stralsund zu erkundi-
gen, wie mit der individuellen
Sachlage umzugehen ist. Nicht
eingeforderte Ansprüche oder Er-
widerungen zur Sache, verlieren
ihren rechtlichen Stand, da Ver-
jährungsfristen nach Zugang des
Schreibens einsetzen. Da dieses
Thema nicht im Gesprächskreis
der allgemeinen Informationen
über Grund- und Boden, Immo-
bilien etc. eine bedeutende Rolle
spielt, sollte dennoch für die Be-
troffenen die Wichtigkeit der An-
spruchstellung aufgezeigt sein. 

Stellen Sie ggf. einen formlosen
Antrag bei den Versorgern Ihrer
Stadt und Sie werden von den
zuständigen Stellen erfahren
müssen, was Ihr Grundstück be-
treffend Leitungsrechten und
Dienstbarkeiten anliegt. 

Jens-Uwe Hevernick 
Haus-, Wohnungs- & Grund-

eigentümer Verein 
Stralsund e.V. 

Fremde Versorgungs-
leitungen auf eige-
nem Grundstück

Fremdversorgungsleitungen füh-
ren oft zu Problemen.
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IM LANDESVERBAND HAUS&GRUND MECKLENBURG-VORPOMMERN E.V. ORGANISIERTE HAUS-, WOHNUNGS- UND GRUNDEIGENTÜMERVEREINE

Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

Haus&Grund 
Vereine in M-V

Vorsitzende/r Telefon
Sprechzeiten

wann... wo...

Anklam Holger Krüger 03971/243130 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 038847/54526 1. Fr im Monat 19–21 Uhr 19258 Boizenburg Schützenstr. 7

Friedland Norbert Räth 039601/21660 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (od. tel.Ver.) 17098 Friedland Marienstr. 17

Graal-Müritz Hans-Jürgen Grönert 038206/7060 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Löwenzahnweg 3

Greifswald Eckehard Bürger 03834/500159 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstr. 18

Hagenow Günter Westendorf 03883/722271 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Str. 11

Malchow Frank Eckstein 039932/13953 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Str. 23

Neubrandenburg Jens Arndt 0395/4211749 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenb. Südbahnstr. 17

Neustrelitz Ursula Peuker 03981/206264 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstr. 18

Parchim Manfred Paßgang 03871/265184 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Str. 1

Rechlin Jürgen Krämer 039823/21397 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17248 Rechlin Müritzstraße 26

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 03821/812976 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Str. 86

Rostock Bernd Läufer 0381/455874 Mo 17–19 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Monika Rachow 0385/5777410 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Werner Murzynowski 03831/290407 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 03973/43800 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Str. 25 c

Waren Özden Weinreich 039928/5026 1. Do im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17219 Waren S.-Marcus-Str. 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 03836/600439 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 038392/22317 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

Landesverband Haus&Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H&G M-V/Präsident Lutz Heinecke 0385/5777410 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Landesgeschäftsstelle Frau Knop 0385/5777410 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Redaktion LV-Zeitung Erwin Mantik 0385/2075213 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 0172/3858959) 19063 Schwerin Bosselmannstr. 11a

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 0381/4900026 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 0385/5777408 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

LESERFRAGEN

Liebe Leserinnen und Leser, 

die auf dieser Seite veröffentlichten Fra-
gen und Antworten sind in Kurzform
beantwortet und können keinesfalls ei-
ne umfassende, individuelle Fach- bzw.
Rechtsberatung bei Ihrem regionalen
Haus&Grund-Ortsverein ersetzen. Die
Beratungszeiten der 20 Vereine des Lan-

desverbandes Mecklenburg-Vorpommern können Sie aus der
Vereinstabelle (siehe unten) entnehmen.
Falls Sie persönlich Fragen zu aktuellen wohnungspolitischen
bzw. mietrechtlichen Problemen haben, schreiben oder mailen
Sie an: Redaktion Haus&Grund M-V, Heinrich-Mann-Str. 11/13,
19053 Schwerin, E-Mail: haus-u-grund-red@t-online.de

Frage: Auf meinem Nachbar-
grundstück wurde ein Altbau
abgerissen. Das Grundstück
soll von der Gemeinde beson-
ders günstig verkauft werden.
Ich möchte es kaufen, um da-
rauf einen Haus-Anbau zu stel-
len. Mein Bankberater empfahl
mir aber, mich zunächst zu in-
formieren, ob das Grundstück
noch in irgendeiner Weise be-
lastet ist, bevor wir über Kredit-
aufnahmen sprechen können.
Wohin muss ich mich nun
wenden?

Antwort: Oft belasten nach
einem Grundstückskauf weitere
Kosten und Verpflichtungen
aus verschiedenen Richtungen
die neuen Eigentümer. Denn
mit der Zahlung des Kaufprei-
ses ist da häufig noch nicht al-
les erledigt. So sind es zum Bei-
spiel mögliche öffentliche Las-
ten, auf die man achten muss,
da sie in Einzelfällen während
des Kaufes noch nicht im
Grundbuch standen. Hier sollte
vor Kaufvertragsabschluss ne-
ben dem Grundbuchamt auch
beim zuständigen Bauamt
nachgefragt werden. Zu den öf-
fentlichen Lasten zählen u. a.
die Errichtung von Straßen, der
Straßenausbau, die Anlage von
Versorgungsleitungen oder Ge-
staltungen von Gehwegen etc.
zum Grundstück.

Das Fatale: Kauft man also
ein Grundstück, das noch
nicht voll erschlossen war,
muss man als Grundstücksei-
gentümer die erforderlichen
Kosten in der Regel später alle
bezahlen. Auch wenn die Er-
schließung bereits stattgefun-
den hatte und Rechnungen
noch nicht bezahlt waren, haf-
tet der Neueigentümer stets für
diese Forderungen. 

Belastete Grundstücke führen
oft zu belastenden Problemen

Behauptet also ein Grund-
stücksverkäufer, dass alle Er-
schließungskosten beglichen
sind, so sollten sie als Käufer
auf Nummer sicher gehen und
sich die (quittierten) Rechnun-
gen zeigen lassen. Denn neben
den Kostentragungspflichten
können durch einen Grund-
stückskauf auch andere Pflich-
ten begründet werden. Möchte
man z.B. auf dem Grundstück
bauen und beantragt eine Bau-
genehmigung, so kann es
vorkommen, dass diese nur
dann erteilt wird, wenn man
alle Dienstbarkeiten an dem
Grundstück übernimmt. Diese
Dienstbarkeiten können z. B.
bedeuten, dass das Haus nur in
einem bestimmten Abstand
zum Nachbargrundstück ge-
baut werden darf oder, dass
Mauern, Hecken oder Pflanzun-
gen eine gewisse Höhe nicht
überschreiten dürfen. Das be-
deutet, dass man sich vor dem
Grundstückskauf mit bestimm-
ten Vorstellungen oder extrava-
ganten Wünschen bezüglich
des zu erstellenden Gebäudes
auseinander setzen sollte. Es
empfiehlt sich also, vor dem
Grundstückskauf alle Informa-
tionen bezüglich eingetragener
Dienstbarkeiten beim Grund-
buchamt einzuholen. Dies stellt
sich im Normalfall auch nicht
als Problem dar, da ein Blick ins
Grundbuch konkret Aufschluss
über bestehende Dienstbarkei-
ten eröffnet.

Ein weiteres Problem könn-
ten ggf. unterschiedliche For-
men von Altlasten bzw. Verun-
reinigungen des Bodens oder
der Fläche durch die Vornutzer
sein. Hier sollten Sie sich in Ih-
rem Verein über weitere Einzel-
heiten beim Haus&Grund-Be-
rater genau informieren, bevor
ein Vertrag unterzeichnet wird.

Beginn der Veranstaltungen: jeweils um 19.00 Uhr.  
Teilnahme-Anmeldungen bitte telefonisch unter 03831/290407 
oder per E-Mail unter hausundgrundstralsund@hotmail.de  

Sylvia Pundt, H & G HST

Haus-, Wohnungs- & Grundei-
gentümer Verein e.V. Stralsund

Veranstaltungsplan 2007 für Mitglieder des Ortsvereins Stralsund

23.04.2007 Vortrag zu allgemeinen Bauschäden/Schimmelbildung

14.05.2007 Mitgliederversammlung zur Arbeit der letzten anderthalb Jahre

08.09.2007 Jahresversammlung 2007 des Vereins

05.11.2007 Vortrag zur EnVO

30.11. oder 
03.12.2007

Wahlversammlung und Jahresabschluss 2007

abstimmen, dessen Grundstück
er benutzen möchte. Zeigt sich
der Nachbar jedoch unberechtig-
ter Weise stur, ist vor Eigenmäch-
tigkeit des Bauherrn zu warnen.
Er darf das Grundstück nicht ein-
fach betreten, sondern muss die
Zustimmung zur Inanspruchnah-
me des Grundstücks einklagen.
Ein Nachbar kann eine Geldfor-
derung für die Zeit der Inan-
spruchnahme seines Grundstücks
nur dann fordern, wenn dies im
Land gesetzlich festgelegt ist. 

Notleitungsrecht

In bestimmten Fällen ist es nur
möglich Versorgungsleitungen
durch ein Nachbargrundstück zu
führen, um auf diese Weise An-
schluss ans öffentliche Versor-
gungsnetz zu finden. Auch hier
gilt: Geduldet werden müssen
solche Leitungen auf dem eige-
nen Grundstück nur dann, wenn
es keine anderen rationalen und
wirtschaftlich vertretbaren Lö-
sungen gibt, um das begünstigte
Grundstück ans öffentliche Netz
anzuschließen. Allerdings müs-
sen später auftretende Beein-
trächtigungen des in Anspruch
genommenen Grundstücks total
beseitigt werden. Der Eigentümer
des in Anspruch genommenen

Grundstücks hat seinerseits das
Recht, die verlegten Leitungen
ggf. für eigene Zwecke mitzunut-
zen. Er muss dann aber eine ent-
sprechende Kostenbeteiligung
leisten.

Notwegerecht 

Liegt ein Grundstück ohne jeg-
liche Verbindung zum öffentli-
chen Wegenetz und kann ohne
diese Verbindung ordnungsge-
mäß nicht genutzt werden, darf
der Eigentümer vom Nachbarn
verlangen, die Verbindung zum
öffentlichen Weg über das Nach-
bargrundstück führen zu dürfen.
Er muss dafür in der Regel eine
sogenannte „Notwegrente“ zah-
len. Aber auch hier darf nur die

schonendste aller Alternativen
verlangt werden. Das Notwege-
recht darf nur in Anspruch ge-
nommen werden, um eine „ord-
nungsgemäße“ Nutzung des vom
öffentlichen Wegenetz abge-
schnittenen Grundstücks sicher-
zustellen. 

Diese Vorschrift wird im allge-
meinen sehr zurückhaltend aus-
gelegt. Wer beispielsweise auf ei-
nem solchen isolierten Grund-
stück sein Wohnhaus oder ein
Büro etc. mit einem Kunden-
strom unterhält, darf in der Regel
nur einen zu Fuß begehbaren
Weg verlangen. Eine sonst für
Grundstücke selbstverständliche
Zufahrt für Fahrzeuge ist häufig
nicht zulässig, weil diese den Ei-
gentümer sehr benachteiligt. Die
Benutzung des Nachbargrundstü-
ckes hängt also von der Zustim-
mung des Nachbarn ab. Lehnt
dieser ab, muss seine Zustim-
mung notfalls per Gericht erstrit-
ten werden. 

Fensterrecht

Dieses Recht hat unmittelbar
mit Grenzabständen von Gebäu-
den zu tun, denn es beinhaltet
das Recht, eines Grundstücksei-
gentümers, Fenster in eine dem
Nachbarn zugewandte Außen-

wand seines Gebäudes einbauen
zu dürfen. Die damit unter Um-
ständen verbundene Möglich-
keit, das Nachbargrundstück sehr
genau überblicken zu können,
stößt vermutlich häufig auf den
Unmut des betroffenen Nach-
barn. Daher schreibt das allge-
meine Nachbarrecht hier vor,
dass der Bauherr mit diesen soge-
nannten „Ausblick gewährenden
Anlagen“ von der Grundstücks-
grenze einen Mindestabstand zu
wahren hat. Dieser Abstand ist in
den Landesgesetzen sehr unter-
schiedlich geregelt und liegt
meist zwischen 0,6 bis 3 m.
Möchte jemand näher an die
Grenze heranbauen, braucht er
vorab eine schriftliche Einwilli-
gung des Nachbarn. 

Eigentlich gehören die Begriffe
Hammerschlagsrecht, Leiterrecht
oder Fensterrecht zum antiquier-
ten Teil des Nachbarschaftsrech-
tes. Dennoch ist es auch in
Mecklenburg-Vorpommern im-
mer wieder aktuell. Während die
meisten übrigen Bundesländer
über ein konkretes Nachbar-
schaftsgesetz verfügen, gibt es in
den Bundesländern Bayern,
Hamburg und bei uns in Meck-
lenburg-Vorpommern kein eige-
nes. Doch in vielen Bereichen
des Landes wurden diese Begriffe
insbesondere nach 1990 sehr ak-
tuell und besonders in den dicht
bebauten Speckringen der größe-
ren Städte häufig brisant. 

Haus & Grund M-V half seit-
dem durch Informationen und
Beratungen in einer Vielzahl von
Fällen mit, einen offenen „Nach-
barschaftskrieg“ zu verhindern.
Im Grundsatz der zurzeit beste-
henden Ländergesetze geht es
dem Grunde nach darum, wie
Grundstücksnachbarn ihre nach-
barlichen Beziehungen zu gestal-
ten haben, damit individuelle
und gemeinschaftliche Interes-
sen mit den Erfordernissen eines
guten nachbarschaftlichen Ver-
hältnisses zu stellen sind, mög-
lichst übereinstimmen und ge-
genseitig keine Schäden oder Be-
lästigungen aus der Nutzung der
Grundstücke oder Gebäude ent-
stehen. 

Hammerschlags- und
Leiterrecht

Unter Hammerschlagsrecht ist
zu verstehen, dass ein Betreten
des Nachbargrundstücks möglich
wird, um von dort aus Arbeiten
am eigenen Gebäude auszufüh-
ren, das an (bzw. nahe) der
Grundstücksgrenze steht. Das
Leiterrecht beschreibt das Recht,
eine Leiter oder ein Gerüst auf
dem nachbarlichen Grundstück
abzustellen.

Diesen Befugnissen lag in der
Vergangenheit immer wieder ein
typischer Interessenkonflikt zu
Grunde: Ein Eigentümer möchte
auf seinem Grundstück bauen
oder Renovieren und dabei bis
dicht an seine eigene Grund-
stücksgrenze herangehen oder
Instandsetzungsarbeiten an ei-
nem grenzständigen Gebäude
durchführen. Aber der Nachbar
verweigerte jegliches Betreten
seines Grundstücks.

Manchmal ist es jedoch äu-
ßerst verzwickt, Reparatur- oder
Bauarbeiten im Grenzbereich
vom eigenen Grundstück aus zu
regeln. So kam es in der Vergan-
genheit vor, dass sich ein Bau-
herr beim Verputzen einer
Grenzwand von seinem eigenen
Gebäudedach abseilen musste,
um an die Wandfläche seines
Hauses heranzukommen. Einen
derartigen Aufwand mutet das

Nachbarschaftsrecht Nieman-
dem zu. Denn es müssen in der
Praxis auch ohne Nachbarrechts-
gesetz die Interessen ihres Nach-
barn gewährt werden, der ent-
lang der Grundstücksgrenze viel-
leicht einen Ziergarten angelegt
hatte und deshalb nicht wollte,
dass ihm während der Bau- oder
Reparaturarbeiten auf den Blu-
menbeeten Schäden entstehen.
Die Lösung liegt in der Ausle-
gung des Begriffs „nachbarschaft-
liches Gemeinschaftsverhältnis“.
So bedeutet das Betreten des
nachbarlichen Grundstücks ei-
nen Eingriff in das Eigentums-
recht des betroffenen Nachbarn.
Daher sollten dessen Duldungs-
pflichten eher eng als zu weit
ausgelegt werden. 

Das Betreten und
Benutzen des Nachbar-
grundstücks setzt drei
Dinge voraus

1. Ist die bauliche Anlage, die
errichtet oder repariert bzw. ge-
pflegt werden soll, zulässig, also
baurechtlich legal?

2. Alle Alternativen zum Betre-
ten des Nachbargrundstückes
müssen vorab geprüft worden
sein und im Ergebnis einen „un-
verhältnismäßig hohen Aufwand
erfordern“, falls das Nachbar-
grundstück nicht betreten wer-
den darf.

3. Der Vorteil desjenigen, der
auf das Nachbargrundstück will,
darf zu keinem Nachteil des dul-
denden Nachbarn in einem un-
angemessenen Verhältnis stehen.
D.h., dass für das Ausbessern ei-
nes kleinen Farbflecks mit Hilfe
einer Leiter dadurch nicht die
komplexe Blumenrabatte des
Nachbarn vernichtet werden
darf. 

Der bauende oder renovieren-
de Nachbar darf das fremde
Grundstück zum Materialtrans-
port oder für Gerüst oder Leiter
zwar benutzen, muss dabei aber
schonend vorgehen und etwaige
Schäden selbstverständlich erset-
zen. Das Wort „Schonend“ be-
deutet zügig zu angemessenen
Zeiten zu arbeiten – also nicht
nachts, in der Mittagszeit oder
sonntags.

Grundsätzlich muss ein Eigen-
tümer seine Absichten dem
Nachbarn vorab mitteilen und

Nachbarschaftsrecht auch ohne 
Landesgesetz in M-V?

Nachbarschaften sollten stets ge-
pflegt werden, das erspart un-
nütze Konflikte und erleichtert
im Bedarfsfall das Miteinander. 

Besonders viele Auseinandersetzungen könnten vermieden werden,
wenn der Bauabstand zwischen den Gebäuden größer wäre.

Was beim Grundstückskauf im Lageplan noch exzellent aussah,
könnte sich in der Praxis als finanzieller Albtraum erweisen.
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Eine Kommune in Ostsachsen
hatte im Jahr 2000 Straßenaus-
baubeiträge mit sehr geringen
Beitragssätzen erhoben. Dies
wurde von dem Landratsamt Ka-
menz beanstandet. Per Bescheid
forderte es die Kommune auf, die
Beitragssatzung durch Beschluss
des Gemeinderates aufzuheben
und eine neue Satzung mit deut-
lich höheren Beiträgen zu erlas-
sen. Hiergegen legte die Kommu-
ne nach erfolglosem Wider-
spruchsverfahren über den uns
gut bekannten Fachanwalt für
Verwaltungsrecht Lothar Hermes
Klage ein. Rechtsanwalt Hermes
setzt sich wie kaum ein anderer
für erträgliche Kommunalabga-

Somit seien die §§ 26 ff. Sächs-
KAG, das zeitlich spätere Gesetz
und damit vorrangig bei der Aus-
legung zu beachten. 

Hätte der Gesetzgeber die Ge-
meinden zur Beitragserhebung
verpflichten oder ihr Ermessen
einschränken wollen, so hätte er
die Möglichkeit gehabt, in der
genannten Vorschrift das Wort
„müssen“ oder „sollen“ zu ver-
wenden, wie dies in einigen Bun-
desländern der Fall sei. Auch
wurde 1993 in der parlamentari-
schen Debatte vor der Verab-
schiedung des Gesetzes ausdrück-
lich das Wort „können“ von der
Mehrheitsfraktion dahingehend
verteidigt.

Der Entscheidung des Sächs-
OVG kommt sehr grundsätzliche
Bedeutung zu. Sie beendet die in
Sachsen bestehende Unsicher-
heit in der Frage, ob für die Kom-
munen eine Rechtspflicht zur Er-
hebung von Straßenausbaubei-
trägen besteht. Insbesondere von
dem Sächsischen Staatsministeri-
um des Innern war diese Auffas-
sung vertreten worden, sowohl
in den offiziellen Anwendungs-
hinweisen zum Kommunalabga-
bengesetz als auch in der Kom-
munalen Haushaltsvorschrift
vom 27. Mai 2004. 

Viele Kommunen fühlten sich
an diese Vorgaben gebunden, ob-
wohl diesen natürlich mangels
rechtlicher Ermächtigung keine
unmittelbare Rechtswirkung zu-
kam und sie damit nicht geeig-
net waren, den Ermessensspie-
laum der Kommunen einzu-
schränken. Insoweit bedeutet die
Entscheidung des OVG ein Stück
Emanzipation für die Kommu-
nen. 

Die Entscheidung ist daher ins-
gesamt zu begrüßen. Den Ge-
meinden muss ein Ermessen bei
der Erhebung von Straßenaus-
baubeiträgen zugestanden wer-
den. 

Sie können von der Erhebung
absehen oder aber deutlich nied-
rigere Beitragssätze erheben (z.B.
10, 20, 30 Prozent Anliegeran-
teil). 

In vielen Gemeinden sind die
Grundstückseigentümer in der
Vergangenheit mit Abwasser-
und Trinkwasserbeiträgen zum
Teil sehr hoch belastet worden.
Dies traf in vielen Fällen auch
Gewerbetreibende und vernich-
tete oder verhinderte unzählige
Arbeitsplätze. 

Nunmehr können die Bürger-
meister und Gemeinderäte sich
nicht mehr hinter den Landrats-
ämtern verstecken, wenn es um
„Einnahmebeschaffung“ geht.
Jetzt sind sie es, wenn mit hohen
Beiträgen für Straßenbau den
Grundstückseigentümern tief in
die Tasche gegriffen wird.

Schon die Möglichkeit zur Fest-
setzung niedrigerer Beitragssätze
bei der Erhebung von Straßen-
ausbaubeiträgen kann daher in
Gemeinden mit einer hohen
Grundeigentümerquote geeignet
sein, der Abwanderung von Be-
trieben, aber auch von (jungen)
Bürgern entgegen zu wirken und
damit die Attraktivität dieser Or-
te als Wohnort wie als Gewerbe-
standort zu erhalten. 

Doch damit sind die Forderun-
gen nach Abschaffung oder we-
nigstens Beschränkung der Bei-
tragserhebung längst nicht vom
Tisch. Das Urteil erinnert die
Staatsregierung auf fatale Art und
Weise an die Ziffer 11.3. des Ko-
alitionsvertrages zwischen CDU
und SPD vom Herbst 2004
(„Kommunales“, Seite 68), die of-
fensichtlich von den beiden
Mehrheitsfraktionen im Landtag
und der Staatsregierung gern aus-
gesessen werden sollte.

Christian Rietschel

Gemeinden müssen keine Straßenbau-
beiträge erheben 
Zum Urteil des Sächsischen OVG vom 1. Februar 2007

Haus&Grund Dresden e.V. lud
am 5. Februar die Mitglieder aus
dem Landkreis Sächsische
Schweiz zum Thema „Informati-
on zur Gründung der Energie-
haus Dresden eG“ ein. Die rege
Teilnahme zeigte, dass die Gas-
preise und die Suche nach Alter-
nativen aktuelle, viele Mitglieder
bewegende Fragen sind. Die Vor-
stands- und Aufsichtsratsmitglie-
der der Energiehaus Dresden eG
i.G. Otto Neels, Peter Tränkner,
Dr. Rolf Zumpe, Christian Riet-
schel referierten einleitend zu
den Fragen: Wer ist Energiehaus
Dresden eG i.G., welche Ziele hat
die Energiegenossenschaft, wa-
rum sind die Gaspreise jetzt so
hoch, was können die Bürger ge-

gen Preiserhöhungen tun. In der
anschließenden Fragerunde wur-
de klar, dass die Energiehaus
Dresden eG i.G. eine echte, preis-
wertere Alternative zu den gro-
ßen Energieversorgern sein kann,
wenn es gelingt, schnell und ge-
nügend Genossenschaftsmitglie-
der zu gewinnen.

Alle Interessierten können wei-
tere Informationen beziehen un-
ter: www.energiehaus-dresden.de
oder im Büro Bernhardstr. 73 in
01187 Dresden oder über E-Mail
info@energiehaus-dresden.de,
aber auch über Haus & Grund
Dresden e.V. 

Margit Paul
H& G Dresden e.V.

Reges Interesse an
der Energiegenossen-
schaft Dresden

Die schlechte Nachricht war in
der SZ am 1. Februar 2007 zu le-
sen: „Die Südumfahrung für die
Kreisstadt Pirna wird nicht – wie
ursprünglich geplant – im Jahr
2010 fertig werden können. Wenn
es dann dumm kommt, startet der
Bau erst 2011 und dauert dann
noch mal rund zwei Jahre. Eine
Entlastung der B 172 wird es nach
dem derzeitigen Stand der Dinge
frühestens 2013 geben.“

Diese Information hat Betrof-
fenheit und Bestürzung vor al-
lem unter den Pirnaer Haus-,
Wohnungs- und Grundeigentü-
mern ausgelöst. Sie befürchten
ähnliche, unzumutbare Zustände
auf sich zukommen, wie sie vor
der Eröffnung der Autobahn A17
im Verlauf der B 170 nach Alten-
berg bestanden haben.

Haus&Grund Dresden e.V. for-
dert in dem Brief Herrn Staatsmi-

nister Thomas Jurk eindringlich
auf, für die Weiterführung des
Planfeststellungsverfahrens und
den unverzüglichen Beginn des
Vorhabens einzutreten und den
Baubeginn spätestens im Jahr
2008 zu sichern. Denn selbst die
Planungszeit bis 2008 wird für
die Pirnaer eine harte Gedulds-
probe in Sachen Durchgangsver-
kehr.

Haus&Grund fordert gleichzei-
tig die Verantwortlichen in Kom-
mune, Land und Bund auf, das
Verkehrskonzept zur überregio-
nalen Erschließung von Pirna
konsequent im bisher zugesi-
cherten Zeitplan umzusetzen
und die Ortsumgehung davon
als wichtigste Maßnahme unver-
züglich zu bauen.

Allerdings fragt sich Haus &
Grund Dresden e.V., was die
Stadt Pirna gegen die zeitliche

Verschiebung der Südumfahrung
der Kreisstadt Pirna unternimmt.
Bisher anscheinend nicht viel,
obwohl jeder Tag zählt. In dem
besagten Artikel war zu lesen,
dass die Meldung erst einmal
über den Bundestagsabgeordne-
ten geprüft werden soll. Statt so-
fort zu intervenieren, lässt sich
der Oberbürgermeister Zeit.

Da drängt sich die Frage nach
Hintergründen auf! Oder ist sich
die Stadt der Bedeutung des Baus
der Ortsumgehung für die At-
traktivität als Wirtschafts- und
Tourismusstandort nicht be-
wusst? Das kann sich Haus &
Grund kaum vorstellen. 

Haus & Grund Dresden e.V.
wird dran bleiben.

Margit Paul
Vorstandsmitglied 
H & G Dresden e.V.

H & G Dresden e.V. sendet Protestbrief 
an den Sächsischen Wirtschaftsminister
Thomas Jurk

Vom 1. bis 4. März findet im
Dresdner Ostra-Messe-Gelände
die traditionelle „Haus 2007“ als
größte regionale Baufachmesse
Deutschlands statt.

In der Firma Dachdeckermeis-
ter Claus Dittrich GmbH & Co.
KG haben wir einen Partner für
Haus&Grund gefunden. 

So können sich Haus-, Woh-
nungs- und Grundeigentümer
auf dem Messestand der bekann-
ten Dresdner Firma über das Wir-
ken und die Interessenvertretung
des Regionalverbandes Haus &
Grund Dresden e.V. und den
Vorteil einer Mitgliedschaft in-
formieren.

Wir halten auf dem Messestand
der Firma für unsere Mitglieder
auch eine Überraschung bereit.
Aber auch Neubeitritte auf dem
Messestand sind von besonderem
Vorteil. Ein Besuch auf dem Mes-
sestand der Firma lohnt sich.

Vielleicht gelingt es noch, Ein-

trittskarten in der Verbandsge-
schäftsstelle zu ermäßigten Prei-
sen bereitzuhalten. Fragen Sie
nach unter 0351/8260204.

Vorstand 
H& G Dresden e.V.

Baufachmesse Haus 2007

Liebe Mitglieder und Freunde
des Regionalverbandes Haus &
Grund Dresden, es ist nun trauri-
ge Tatsache: Der Landesverband
Haus&Grund Sachsen wird zur-
zeit von Personen angeführt, die
nach außen zwar lautstark Demo-
kratie einfordern, demokratische
Entscheidungen jedoch nur dann
akzeptieren, wenn diese jeweils
ihren eigenen Interessen entspre-
chen. Aus Transparenzgründen
halten wir es daher für notwen-
dig, Sie als unsere Mitglieder über
den Sachstand zu informieren.

Das jetzt agierende sächsische
Landesverbandspräsidium hat in
den Jahren 2005 und 2006 aus
für uns schwer nachvollziehba-
ren Gründen wiederholt Vor-
standsmitglieder des Regionalver-
bandes Dresden – also von bo-
denständigen Dresdner Haus-,
Wohnungs- und Grundeigentü-
mern demokratisch gewählte Per-
sönlichkeiten – öffentlich ange-
griffen und diffamiert, ohne den
Dresdnern in der Sache über-
haupt eine Chance zur Klarstel-
lung zu geben. Die Ausgrenzun-
gen schadeten aus unserer Sicht
dem Ansehen von Haus&Grund
ganz erheblich und führte Haus&
Grund Sachsen zunehmend in
Isoliertheit. 

Uns Dresdnern geht es nach
wie vor zukunftsorientiert um ei-
ne landes- und bundesweite Ge-
schlossenheit in der Sache Haus&
Grund und die Vertretung der In-
teressen unserer Mitglieder. Un-
ser Ziel in Dresden bleibt klar:
Wir waren stets – und sind weiter-
hin – stark daran interessiert, dass
der Zentralverband Haus&Grund
Deutschland durch eine mög-
lichst hohe Mitgliederzahl kraft-
voll bleibt! Demgegenüber hatte
das sächsische Landesverbands-
präsidium in Ausgaben der Zei-
tung „Haus&Grund Sachsen“ seit
Dezember 2005 den Regionalver-
band Haus&Grund Dresden so-
wie dessen Vorstand in Zeitungs-
artikeln durch unwahre Behaup-
tungen oder Verleumdungen zum
Schaden der gesamten Organisati-
on herabgewürdigt bzw. diffa-
miert. Ebenso geschah dies auf
den Internet-Seiten. Das Recht
auf Verteidigung, Richtigstellung
oder gar eine Gegendarstellung
wurde den Dresdnern selbst in ih-
rem eigenen sächsischen Ver-
bandsorgan strikt verweigert. 

Der Vorstand des Regionalver-
bandes Haus & Grund Dresden
hatte daraufhin im Frühjahr des
Jahres 2006 einstimmig beschlos-
sen, die Landesverbandsumlage
vorläufig zurückzuhalten und
weitere Zahlungen von der Ein-
stellung der ungerechtfertigten
Angriffe abhängig gemacht. Das
führte allerdings nicht zum Ein-
lenken oder zu Gesprächen, son-
dern zum Abbruch der Kontakte
zu Dresden und schließlich ab Ju-
ni 2006 zum Bezug einer anderen
Mitgliederzeitung. Seitdem stellt
uns Haus&Grund Mecklenburg-
Vorpommern eine Seite für Infor-

mationen unserer Mitglieder zur
Verfügung.

Der Vorstand von Haus &
Grund Dresden hatte aus Verant-
wortung gegenüber seinen Mit-
gliedern im Oktober 2006 erneut
seine Mitgliederversammlung ge-
nutzt, um die Teilnehmer intern
über die vom Landesverband
Haus&Grund Sachsen verbreite-
ten Unwahrheiten und Unterstel-
lungen aufzuklären sowie darü-
ber inhaltlich in der nachfolgen-
den Mitgliederzeitung berichtet.
Im November erhielt Haus &
Grund Dresden dann vom stell-
vertretenden Landesverbandsprä-
sidenten Dr. Eckardt Nowak die
ultimative Aufforderung, „ohne
wenn und aber“ die Verbandsum-
lage abzuführen, ohne auch nur
im Ansatz auf die legitimen For-
derungen von Haus & Grund
Dresden einzugehen und wenigs-
tens Gesprächsbereitschaft zu sig-
nalisieren. 

Ein unrühmlicher Höhepunkt
war zweifellos auch die Präsidi-
ums- und Beiratssitzung des Lan-
desverbandes vom 20. Januar
2007 in Schlema. Auf Betreiben
des sächsischen Landesverbands-
präsidenten Dr. Thomas Unge-
thüm (Zwickau) und seines Stell-
vertreters Dr. Eckardt Nowak
(Leipzig) wurde dort der Aus-
schluss von Haus&Grund Dres-
den aus dem Landesverband mit
zehn Zustimmungen, drei Ableh-
nungen und zwei Enthaltungen
beschlossen. Vertreter dreier Ver-
eine nahmen gar nicht erst teil,
entzogen sich somit einer Ab-
stimmung. Eine vorherige Anhö-
rung des Regionalverbandes Haus
&Grund Dresden, wie es die Sat-
zung für solch einem Fall vor-
schreibt, fand nicht statt. Aller-
dings wurden auf Beschluss des
Landesverbandspräsidiums vom
18. Dezember 2006 zwei Beirats-
mitglieder, die ordnungsgemäß
für den Regionalverband Haus&
Grund Dresden teilnahmeberech-
tigt gewesen wären, zu dieser Sit-
zung nicht eingeladen. Vielmehr
wurde diesen satzungswidrig die
Teilnahme untersagt. So etwas
entspricht weder demokratischen
Rechtsnormen noch dem deut-
schen Vereinsrecht. Es kennzeich-
net lediglich die derzeitig autori-
täre Führung im Präsidium des
Landesverbandes Haus & Grund
Sachsen. 

Folgende vor dem Ausschluss
eingebrachte Anträge des Vereins-
vorsitzenden von Haus&Grund
Kamenz (leicht gekürzt) wurden
en bloc mit zehn gegen vier Stim-
men sowie einer Enthaltung ab-
gelehnt: 

1. Der Beirat spricht sich gegen
den Ausschluss von Haus &
Grund Dresden aus und fordert
das Landesverbandspräsidium
(von Haus&Grund Sachsen) auf,
den Beschluss vom 18. Dezember
2006 zurückzunehmen.  

2. Der Beirat fordert den Lan-
desverband (Haus&Grund Sach-
sen) und seine Organe auf, jegli-

che Einflussnahme auf die inne-
ren Angelegenheiten seiner Verei-
ne und Mitglieder künftig strickt
zu unterlassen und bei Konflikten
einen offenen, ehrlichen und
konstruktiven Dialog im Verband
zu suchen.

3. Der Beirat fordert den Lan-
desverband (Haus&Grund Sach-
sen) sowie seine Organe auf, ver-
bandsschädigende Äußerungen
jeglicher Form in der Öffentlich-
keit künftig konsequent zu un-
terlassen und deren Verbreitung
in der Mitgliederzeitung sowie im
Internet einzustellen.

Die Frage von uns Dresdnern
lautet nun: Ist eine Mitgliedschaft
im Landesverband Haus&Grund
Sachsen unter derartigen Um-
ständen zurzeit überhaupt noch
zumutbar und zum Nutzen unse-
rer Mitgliederschaft? Für uns
Haus-, Wohnungs- und Grundei-
gentümer der Region Dresden ist
unter diesen Umständen eine
Mitgliedschaft im Landesverband
Haus&Grund Sachsen unerträg-
lich, da man nicht bereit war zu-
zusichern, Angriffe gegen die
eigenen Mitglieder bzw. deren de-
mokratisch gewählte Repräsen-
tanten künftig zu unterlassen.
Gleichzeitig hat der sächsische
Landesverband den Zentralver-
band Haus&Grund Deutschland
in einem Schiedsgerichtsverfah-
ren verpflichten lassen, sich jegli-
cher Einmischung in die Angele-
genheiten des Landesverbands
Sachsen zu enthalten. Es ist un-
glaublich, aber er verbietet, was
er selbst nicht bereit ist zu unter-
lassen! Der Vorstand von Haus&
Grund Dresden will daher den
Beschluss zum Ausschluss bis auf
Weiteres nicht anfechten, bezwei-
felt jedoch aufgrund des Zustan-
dekommens dessen rechtliche Be-
ständigkeit. Denn was würde uns
Dresdnern ein formaler Sieg nüt-
zen, wenn sich im Gebaren der
Landesverbandsführung von

Haus&Grund Sachsen nichts än-
dert? 

Auch ohne eine Mitgliedschaft
im sächsischen Landesverband
können die Mitglieder des Regio-
nalverbands Haus&Grund Dres-
den sicher sein: An der Qualität
Ihrer Betreuung und der enga-
gierten Interessenvertretung
durch den Dresdner Vorstand
wird sich nichts verschlechtern.
Im Gegenteil – unsere hervorra-
genden Kontakte, nicht nur in
Dresden, sondern in ganz Sach-
sen und darüber hinaus, erlauben
es, Ihnen auch künftig – so wie
bisher – alle wichtigen Informa-
tionen zu liefern. Qualitativ viel-
leicht sogar besser, wenn wir un-
sere Kräfte nicht mehr unproduk-
tiv gegen ungeheuerliche Angrif-
fe einsetzen müssen.

Wir bedanken uns auf diesem
Weg auch für die Solidarität, die
uns bislang vom Landesverband
Haus&Grund Mecklenburg-Vor-
pommern zuteil wurde. Ihre Zusi-
cherung, uns auch weiterhin mit
der Haus & Grund-Mitgliederzei-
tung (inkl. einer Dresden-Seite)
zu versorgen, hilft unseren Mit-
gliedern, weiterhin kontinuierlich
mit aktuellen Informationen aus
der Region versorgt zu werden.
Unabhängig davon wird von uns
an einer Interimslösung zur Si-
cherung der nur mittelbar mögli-
chen Mitgliedschaft beim Zentral-
verband Haus&Grund Deutsch-
land gearbeitet, bis im Landesver-
band Haus&Grund Sachsen wie-
der demokratische Verhältnisse
eingezogen sind. Wir meinen:
Haus&Grund Deutschland sollte
wegen eigentümlicher Machen-
schaften in Sachsen möglichst
keine Mitglieder verlieren und
deshalb geschwächt werden.

Im Namen des Vorstandes von
Haus&Grund Dresden e.V.,

Christian Rietschel, 
Hans-Jochen Kriesel, 

Dr. Wolfgang Dittmann

H & G Dresden aus sächsischem Landes-
verband ausgeschlossen
Dresdner Regionalverband strebte vergeblich nach Konfliktbeilegung

ben der Grundeigentümer ein.
Das Verwaltungsgericht Dres-

den wies die Klage ab. Zur Be-
gründung führte es u. a. aus, dass
den Kommunen mit dem Sächs-
KAG kaum noch ein Ermessens-
spielraum bei der Erhebung von
Straßenausbaubeiträgen einge-
räumt sei. Dieser sei jedenfalls
vorliegend durch die Kommune
verletzt, da nur Beiträge in gerin-
ger Höhe erhoben wurden.

Gegen das Urteil legte die
Kommune Berufung ein. Diese
wurde zugelassen, weil die Frage,
ob das SächsKAG eine Verpflich-
tung der Kommunen zur Bei-
tragserhebung vorsieht, grund-
sätzliche Bedeutung habe.

Das SächsOVG hat aufgrund
mündlicher Verhandlung vom
31. Januar 2007 das Urteil des
VG Dresden geändert und die
angegriffenen Bescheide aufge-
hoben. Die Entscheidungsgrün-
de liegen noch nicht vor. In der
mündlichen Verhandlung haben
jedoch in der rechtlichen Erörte-
rung folgende Gesichtspunkte ei-
ne Rolle gespielt: Während in
den Kommunalabgabengesetzen
einiger Bundesländer ausdrück-
lich geregelt wird, dass die Kom-
munen Straßenausbaubeiträge
erheben „sollen“, wird in Sach-
sen an dieser Stelle in § 26 Sächs-
KAG lediglich von einem „kön-
nen“ gesprochen. 

Eine Verpflichtung zur Bei-
tragserhebung wurde bislang aus
der Reihenfolge der Einnahme-
beschaffensgrundsätze in § 73
Abs. 2 SächsGemO abgeleitet.
Diese sehen vor, dass Einnahmen
vorrangig aus sogenannten spe-
ziellen Entgelten, also u.a. Bei-
trägen, zu beschaffen sind. Der
Senat wies in der mündlichen
Verhandlung u.a. darauf hin,
dass das SächsKAG am 1. Sep-
tember 1993 in Kraft getreten sei
und damit deutlich später als die
Sächsische Gemeindeordnung.

Haus&Grund Dresden-Mitglie-
der bitte vormerken: für Don-
nerstag, den 19. April ist ab
18.00 Uhr unsere diesjährige
Jahreshauptversammlung in der
Dresdner Dreikönigskirche vor-
gesehen.

Die Einladung mit der Tages-
ordnung wird der Mitgliederzei-
tung im April beiliegen.

Vorstand 
H& G Dresden e.V.

Regionalver-
bandstag
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